Geſetz⸗ Sammlung | 
für Die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 45. 


(Fr. 774l.) Allerhöchſter Erlaß vom 7. September 1870., betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Chauſſeegeld-Erhebung an die Gemeinde Billerbeck, Kreis 
Coesfeld, Regierungsbezirk Münſter, für die bis zur Billerbeck-Nottulner 
Gemeindegrenze ausgebaute Kommunalſtraße. 


Auf Ihren Bericht vom 28. Auguſt d. J. will Ich der Gemeinde Billerbeck 
im Kreiſe Coesfeld, Regierungsbezirks Münſter, in Bezug auf die von ihr Behufs 
Herſtellung einer direkten Verbindung mit Nottuln, im Kreiſe Münſter, bis zur 
Billerbeck⸗Nottulner Gemeindegrenze ausgebaute Kommunalſtraße, gegen Ueber⸗ 
nahme der chauſſeemäßigen Unterhaltung derſelben, das Recht zur Chauſſeegeld⸗ 
Erhebung nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal gelten⸗ 
den Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
wie ſolche auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. an⸗ 
gehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. . 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Hauptquartier Reims, den 7. September 1870. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1870. (Nr. 7741-7742) 80 (Nr. 7742.) 
Ausgegeben zu Berlin den 5. November 1870. 


e 


ilegium wegen Ausgabe anf den Inhaber lautender Obligationen der . 
Brauergilde der Königlichen Reſidenzſtadt Hannover im Betrage von 
150,000 Thalern. Vom 12. Oktober 1870. a 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 


Nachdem das Vorſteherkollegium der Brauergilde der Königiichen Re⸗ 
ſidenzſtadt Hannover im Einverſtändniß mit dem Gildeausſchuſſe und unter 
Genehmigung des Magiſtrats daſelbſt über ein zur Rückzahlung der ſchwebenden 
Schulden der Brauergilde und zu einigen Ergänzungsbauten aufzunehmendes 
neues Darlehn von 150,000 Rthlr. — geſchrieben: Einhundert funfzig Tauſend 
Thalern — auf den Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene Obligationen 
der Brauergilde ausgeben zu dürfen, beantragt und ſich bei dieſem Antrage we⸗ 
der im Intereſſe der Brauergilde noch in dem der Gläubiger etwas zu erinnern 
gefunden hat, ertheilen Wir in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs verpflichtung an 
jeden Inhaber enthalten, und der Verordnung vom 17. September 1867. 
(GeſetzSamml. S. 1518.) durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherr⸗ 
liche Genehmigung zur Ausgabe der gedachten Obligationen unter nachſtehenden 
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Bedingungen. s 
15 
Es werden ausgegeben: 
200 Obligationen, jede zu 500 Rthl ü — 100,000 Rthlr. 
500 g r rs a, 50,000 + 
in Summa..... 150,000 Rthlr. 
$. 2. 


Die Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern, und zwar die 
Obligationen zu 500 Rthlr. von 1. bis 200., die Obligationen zu 100 Rthlr. 
SE von 201. bis 700., nach dem angehängten Schema ausgeſtellt und von dem 
8 5 Brauergilde⸗Vorſteherkollegium unterzeichnet. 


§. 85 
Den Inhabern der Obligationen wird wegen Kapitals und Zinſen in 
einem beſonderen, gerichtlich zu deponirenden Dokumente mit dem geſammten 
Vermögen der Korporation der Brauergilde, ſpeziell an den Grundſtücken in der 
Königlichen Reſidenzſtadt Hannover, Oſterſtraße Nr. 82. und 83., Georgſtraße 
Nr. 21., Köbelingerſtraße Nr. 23., Hypothek beſtellt. 


d $. 4. N © 
Die durch die Obligationen verbrieften Kapitalbeträge werden mit fünf 
Prozent jährlich verzinſt und die Zinſen in halbjährigen Raten am 1. April und 
1. Oktober jeden Jahres, ſowie ſpäterhin, ſo lange die Verjährung nicht entgegen 
ſteht, gegen Einlieferung des auf den betreffenden Termin lautenden Zinskupons 
G. 5.) durch die Korporationskaſſe oder — nach Wahl des Inhabers — bei 
= einem 


einem in den Zinskupons zu bezeichnenden Bankierhauſe gezahlt. Die Zins. 
ihrer Fälligkeit. 


gekündigt. Die Auszahlung derſelben erfolgt 90 Korporationskaſſe gegen 


bezeic 
forderungen verjähren mit Ablauf des vierten Kalenderjahres nach dem Jahre 


H. 5. 


Den Obligationen werden für die nächſten fünf Jahre Zinskupons und 
Talons nach den anliegenden Schemas B. und C. beigefügt. Mit dem Ablauf 


3 . dieſer und jeder folgenden fünfjährigen Periode werden nach vorheriger öffent⸗ 


licher Bekanntmachung neue Zinskupons und Talons durch die Korporationskaſſe 
an den Vorzeiger des der älteren Zinskupons⸗Serie beigedruckten Talons, oder, 
wenn der Talon abhanden gekommen ſein ſollte, an den rechtzeitigen Vorzeiger 
der Obligation — an dieſen jedoch nur gegen Ausſtellung einer beſonderen 
Quittung — ausgereicht. a 

Die Kupons und Talons werden mit dem Fakſimile der Unterſchriften 
der Mitglieder des Vorſteherkollegiums verſehen und von dem mit der Kontrole 
beauftragten Korporationsbeamten unterſchrieben. 

$. 6. 

Verlorene oder vernichtete Obligationen können gerichtlich aufgeboten und 
mortifizirt werden, und ſind, wenn dies geſchehen, auf Koſten des Antragſtellers 
durch neue Ausfertigungen zu erſetzen. 

Das Aufgebot und die Mortifikation erfolgen bei demjenigen für derartige 
Verhandlungen zuſtändigen Gerichte, in deſſen Bezirke der für dieſe Anleihe 
ſpeziell verpfändete Grundbeſitz liegt, jetzt dem Königlichen Amtsgerichte Hannover. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Jedoch foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt dem Gildevorſteherkollegium anmeldet und den ſtattgehabten 
Beſitz durch Vorzeigung der Obligation oder ſonſt glaubhaft darthut, nach Ablauf 
der Berjährungsteift der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekom⸗ 
menen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. ’ 

St, 

Zur Tilgung der Schuld des geſammten Anleihekapitals werden vom 
Jahre 1871. ab jährlich zwei Prozent von dem Kapitalbetrage aller ausgegebenen 
Obligationen nebſt dem Betrage der erſparten Zinſen der eingelöſten Obligationen 
verwendet. 

Die im Wege dieſer Amortiſation durch baare Zahlung des Nominal⸗ 
betrages zu tilgenden Obligationen werden in der erſten Hälfte des Monats 
u eines jeden Jahres, zuerſt im März des Jahres 1871,, durch Auslooſung 

eſtimmt. 25 
5 Die Auslooſung geſchieht Seitens des Brauergilde⸗Vorſteherkollegiums 
mit Zuziehung eines das Protokoll führenden Notars in einem acht bis vierzehn 
Tage zuvor öffentlich bekannt gemachten Termine, zu welchem Jedermann der 
Zutritt freiſteht. ee 
Die ausgelooſten Obligationen werden unter Bezeichnung ihrer Nummern 
und Beträge öffentlich bekannt gemacht und dadurch zum nächſten 1. Oktober 
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Einlieferung der betreffenden Obligationen und der dazu gehörigen von dem ge⸗ 
dachten 1. Oktober ablaufenden Kupons an dem dazu beſtimmten Tage. Mit 


dieſem Tage hört die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. Der Be⸗ 
trag der etwa fehlenden Kupons wird von dem Kapitale in Abzug gebracht. 


$. 8. 
Eine Kündigung der durch die Obligationen verbrieften Darlehnskapitalien 
von Seiten der Inhaber findet nicht ſtatt. Dagegen bleibt der Brauergilde das 
Recht vorbehalten, ſowohl die Amortiſation zu verſtärken, als auch die Obliga⸗ 
tionen insgeſammt zu kündigen. Die Kündigung erfolgt durch öffentliche Be⸗ 
kanntmachung, darf jedoch nur zum 1. April und 1. Oktober und mit ſechs⸗ 


monatlicher Friſt geſchehen. Wegen Auszahlung und Verzinſung finden auch 


hier die Beſtimmungen des $. 7. Anwendung. 
§. 9. 


Die gekündigten Kapitalbeträge werden, wenn die über ſie lautenden 
Obligationen nicht innerhalb zehn Jahren nach dem Rückzahlungstermine zur 
Einlöſung vorgezeigt, auch nicht als verloren oder vernichtet angemeldet ſind, 
auf Grund der Verjährung getilgt angeſehen. Die Nummern der ausgelooſten, 
nicht zur Einlöſung vorgezeigten Obligationen ſollen in der nach $. 7, jährlich 
zu erlaſſenden öffentlichen Bekanntmachung wieder in Exinnerung gebracht werden. 


5 $. 10. 
Für die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Brauergilde mit 
ihrem geſammten Vermögen und ihren ſämmtlichen Einkünften. 


F. E. 


Die unter §§. 5. 7. 8. 9. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen erfolgen 
durch den Preußiſchen Staatsanzeiger, das Hannoverſche Tageblatt und den 
Hannoverſchen Courier. Sollte im Laufe der Zeit eine dieſer Zeitungen eingehen, 
ſo hat das Vorſteherkollegium mit Zuſtimmung der Landdroſtei dasjenige Blatt 
zu beſtimmen und durch die noch zugänglichen übrigen Zeitungen öffentlich bekannt 
zu machen, welches an die Stelle des ausfallenden tritt. 


§. 12. 1 
Die getilgten und zu kaſſirenden Obligationen werden von dem Vorſteher⸗ 
Kollegium dem zuſtändigen Gerichte eingereicht, welches die getilgten Summen 


im Hypothekenbuche und auf dem nach . 3. ausgeſtellten Hypothekendokumente 


abzuſchreiben hat. Nach Tilgung und Löſchung der geſammten Schuld wird das 
Hypothekendokument dem Vorſteherkollegium vom Gerichte zurückgegeben. 


Zu Urkund dieſes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir das 
gegenwärtige durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringende 
landes herrliche Privilegium Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter dem bei⸗ 
gedruckten Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern 

| der 


der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung Seitens 
des Staats zu bewilligen oder Rechten Dritter zu präjudiziren. 8 
Gegeben Hauptquartier Verſailles, den 12. Oktober 1870. 


(JL. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


Schema A. 
Provinz Hannover, Canddroſteibezirk Hannover. 


Obligation 


a der 
Mit dieſer Obligation Rt ; EN 0 
find zehn Zinskupons. Korporation der Brauergilde zu Hannover 


bis 10, a . 
Talon ausgegeben. über 
Einhundert 
Fünf hundert Thaler Kurant. 
| (L. S.) 
f Der Inhaber dieſer Obligation hat in Höhe von e Thalern Kurant 
| Fünfhundert a 


? deren Empfang das unterzeichnete Brauergilde - Vorfteherfollegtum hiermit be- 
| ſcheinigt, Antheil an der in Gemäßheit des umſtehend abgedruckten Privilegiums 
aufgenommenen und zurückzuzahlenden, laut gleichfalls umſtehend abgedruckten 
Dokuments hypothekariſch geſicherten Anleihe der Brauergilde der Königlichen 
Reſidenzſtadt Hannover von 
Einhundert und funfzig Tauſend Thalern Kurant. 

Eine Kündigung von Seiten des Gläubigers findet nicht ſtatt. 

Die Zinſen mit fünf Prozent für das Jahr ſind gegen die ausgegebenen, 
am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres zahlbaren halbjährigen Zinskupons zu 
erheben. Der Anſpruch auf dieſelben verjährt mit Ablauf des vierten Kalender⸗ 
jahres nach dem Jahre der Fälligkeit. 


| Sunnoner, am... ae 18 
\ Das Brauergilde-Vorſteherkollegium. 
i (Unterſchriften.) 


(Rückſeite: Abdruck des Privilegiums wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender 
5 Obligationen der Brauergilde der Königlichen Reſidenzſtadt Hannover vom 
eee 1870, und des daſelbſt im §. 3. erwähnten Hypotheken⸗ 

Dokuments.) 
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5865 


Zwei Thaler funfzehn Silbergroſchen 
Iwölf Thaler funfzehn Silbergroſchen 


I. licher ee auf das in obenbezeichneter Obligation verbriefte Kapital von 


590 Thalern, hat Inhaber dieſes nach ſeiner Wahl aus der Korporationskaſſe 
der Brauergilde zu Hannover oder bei dem Bankierhauſſ He .0. 
daſelbſt zu empfangen. 

Dieſer Kupon wird ungültig, wenn deſſen Betrag nicht innerhalb vier 
Jahren, gerechnet vom letzten Dezember des Jahres, in welchem er fällig ge— 
worden, erhoben iſt. 

Hannover, *m nn 18: 

Das Brauergilde-Vorſteherkollegium. 
(Fakſimile der Unterſchriften der Mitglieder.) 


halbjährliche Zinſen, fällig am 


(Unterſchrift des Kontrolbeamten.) 


Schema ©. 
provinz Hannover, Canddroſteibezirk Hannover. 


Tal on 
zur 
Obligation der . der Brauergilde zu Hannover 


Aber 

JP Thaler Kurant. 

Nach Ablauf der in den vorſtehenden Kupons bemerkten Zinszahlungs⸗ 
ee inkl. werden gegen Rücklieferung dieſes Talons 
dem Inhaber bei der Korporationskaſſe der Brauergilde zu Hannover neue Zins⸗ 

kupons auf fernere fünf Jahre ausgegeben, inſofern ſelbige nicht bereits vorher 
gegen Produktion der obenbezeichneten Obligation abgefordert ſind. 

Harimnsverf am ne 18 

Das Brauergilde⸗Vorſteherkollegium. 
(Fakſimile der Unterſchriften der Mitglieder.) 


‚—U— 


(Unterſchrift des Kontrolbeamten.) 
(Nr, 7743.) 


0 


(Nr. 7743.) Konzeſſions⸗Arkunde, betreffend den Betrieb der Zweigbahn von den Zechen 


Bonifacius und Dahlbuſch nach dem Cöln-Mindener Bahnhofe Gelſen⸗ 
kirchen durch die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 12. Oktober 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen at. 


Nachdem die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft in Erweiterung ihres Unter⸗ 
nehmens die den Gewerkſchaften der Zechen König Leopold (jetzt Bahlbuſch) und 
Bonifacius durch Allerhöchſte Order vom 1. März 1858. konzeſſionirte Eiſenbahn 
von den genannten Zechen nach dem Bahnhofe Gelſenkirchen der Cöln⸗Mindener 
Eiſenbahn käuflich erworben und ſolche von der Grube Bonifacius aus mit ihrer 
nahe vorbeiführenden Oſterath⸗Eſſen⸗Wattenſcheider Bahn in Verbindung gebracht 
hat, wollen Wir der genannten Geſellſchaft auf ihren Antrag zum weiteren Aus⸗ 
bau und zur Benutzung jener Zweigbahn für den geſammten Perſonen⸗ und 
Güterverkehr hiermit die landesherrliche Genehmigung ertheilen. 

Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗Unter⸗ 
nehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften über die Expro⸗ 
priation und das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder Grundſtücke, ſowie 
die Statuten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft ſammt deren Nachträgen, auf 
die in Rede ſtehende Erweiterung des Unternehmens der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft Anwendung finden ſollen. 

Die gegenwärtige Urkunde iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. N 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Hauptquartier Verſailles, den 12. Oktober 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 7744.) Konzeſſions-Urkunde für die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft, betreffend 
den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Lennep über Born nach 
Hückeswagen und Wipperfürth, ſowie von Barmen⸗Rittershauſen durch 
das Sprockhöveler Bergwerksrevier zur Ruhr⸗Thal⸗Bahn und von letzterer 
nach Witten. Vom 17. Oktober 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


Nachdem die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft den Bau und Betrieb 
folgender Bahnſtrecken beſchloſſen hat: 

1) einer Eiſenbahn von Lennep über Born nach Hückeswagen und Wipper⸗ 
fürth unter einer nach dem Ermeſſen der Geſellſchaftsvorſtände aus⸗ 
reichenden Betheiligung der von der Bahn berührten Gemeinden an den 
Koſten des Grunderwerbs, 8 

(Nr. 77487744) 2) einer 


\ 
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2) einer Eiſenbahn, welche von Barmen⸗Rittershauſen durch das Sprock⸗ 
höveler Bergwerksrevier zur Ruhr⸗Thal⸗Bahn und von letzterer nach 
Witten führt, ; 
3) ſolcher Schienenverbindungen mit benachbarten Zechen und gewerblichen 
Anlagen, deren Ausführung Behufs Belebung des Verkehrs auf den 
unter 1. und 2. bezeichneten Bahnen von der Geſellſchaftsdeputation 
und der Königlichen Eiſenbahndirektion für zweckmäßig erachtet wird, 
wollen Wir der gedachten Geſellſchaft ihrem Antrage gemäß zu dieſer Exweite⸗ 
rung ihres Unternehmens hiermit Unfere landesherrliche Genehmigung unter der 
Bedingung ertheilen, daß die Herſtellung der Schienenverbindungen mit den 
Zechen und gewerblichen Anlagen in jedem einzelnen Falle der vorgängigen 
Zuſtimmung Unſeres Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
bedarf. Auf dieſe neuen Bahnſtrecken ſollen ferner die Statuten und Statut⸗ 
nachträge der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, der Betriebs⸗Ueberlaſſungs⸗ 
vertrag vom 23. Auguft 1850. und deſſen Ergänzungen, die in dem Vertrage 
über Bau und Betrieb der Nuhr» Sieg Eiſenbahn vom 13. / 14. Februar 
1856. wegen Vertheilung der Betriebskoſten enthaltenen Feſtſetzungen, desgleichen 
die zwiſchen der Staatsregierung und der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaſt getroffene Vereinbarung über die Vertheilung der Anſchaffungskoſten von 
Betriebsmitteln und der Zinſen der zu dieſem Zwecke verwendeten Kapitalien, 
nicht minder die hinſichtlich der Militair⸗, Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 
abgeſchloſſenen Vereinbarungen Anwendung finden; auch ſoll die Geſellſchaft 
bezüglich dieſer neuen Bahnſtrecken den Beſtimmungen unterworfen ſein, welche 
von dem Bundeskanzler⸗Amte des Norddeutſchen Bundes in Anſehung der 
ee Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung erlaſſen find oder noch erlaſſen 
werden. l 

Zugleich beſtimmen Wir, daß die geſetzlichen Beſtimmungen über das 
Expropriakionsrecht und das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder 
Grundſtücke zu Eiſenbahnzwecken für die unter Nr. 1. bis 3. einſchließlich 
erwähnten neuen Bahnſtrecken maaßgebend fein ſollen. 

Die gegenwärtige Urkunde iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Hauptquartier Verſailles, den 17. Oktober 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. 


Redigirt im Büregu des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


